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Entscheidung, der nicht entgegengetreten werden kann. Es sind 

daher auch aus diesem Gesichtspunkt keine Bedenken gegen g 1 

Abs. 3 Preistreibereigesetz 1959 entstanden. 
Der Beschwerdeführer ist also durch den angefochtenen Bescheid 

nicht dadurch in seinem verfassungsgesetzlich gewährleisteten Eigen- 
tumsrecht verletzt worden, daß sich dieser auf eine verfassungs- 
widrige Gesetzesstelle stützt. 

b) Der Beschwerdeführer macht überdies noch geltend, daß die 
belangte Behörde g 1 Abs. 3 des Preistreibereigesetzes 1959 dadurch 
in denkunmöglicher Weise ausgelegt habe, daß sie eine Preis- 
überschreitung von etwa 7 /o als erheblich angesehen habe. Der 
Verfassungsgerichtshof kann dem nicht beitreten; er ist vielmehr der 
Meinung, daß die von der belangten Behörde getroffene Annahme 
denkmöglich ist. Er ist wie der Verwaltungsgerichtshof der Meinung, 
daß bei der Beurteilung, ob eine Preisüberschreitung als erheblich 
anzusehen ist, ein strenger Maßstab anzulegen ist (vgl. VwGH. Erk. 
vom 3. März 1963, Zl. 550/66 u. a. ). 

Ob aber im konkreten Fall das im g 1 Abs. 3 des Preistreiberei- 
gesetzes 1959 enthaltene Wort „erheblich" richtig ausgelegt worden 
ist, war vom Verfassungsgerichtshof nicht zu beurteilen, weil die 
Frage der bloßen Gesetzmäßigkeit des Bescheides nicht der Ver- 
fassungsgerichtshof, sondern der Verwaltungsgerichtshof zu ent- 
scheiden hat. 

III. Sonst ist von der Beschwerde nichts vorgebracht worden. 
Das Verfahren hat die Verletzung irgendeines verfassungsgesetz- 

lich gewährleisteten Rechtes nicht ergeben. 
Die Beschwerde war daher abzuweisen, 
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I. Die Beschwerde wird abgewiesen. 

IL Der Antrag des Beschwerdeführers, „den g 16 Abs. 4 BRG. wegen 
Verletzung des verfassungsgesetzlich garantierten Rechtes auf Gleichheit 
aufzuheben", wird zurückgewiesen. 

Entscheidungs grün de: 
(Auszug) 

I. 1. Der Beschwerdeführer ist Inhaber einer Maschinenfabrik in 
K, Er stellte an das Einigungsamt K. den Antrag, die vom Betriebs- 
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ratsobmann Helmut K. gemäß $ 16 Abs. 4 des Betriebsrätegesetzes 
(BRG. ) in Anspruch genommene Freistellung aufzuheben. 

Das Einigungsamt hat mit Entscheidung, Zl. Re 6/30, vom 26. März 
1930 den Antrag abgewiesen. Die Entscheidung ist im wesentlichen 
damit begründet, daß gemäß g 2 Abs. 2 BRG. Dienstnehmer im Sinne 
dieses Bundesgesetzes alle im Betrieb beschäftigten Personen ein- 
schließlich der Lehrlinge ohne Unterschied des Alters und 
Geschlechtes seien. Die in g 16 Abs. 4 des Gesetzes vorgesehene 
Begrenzungszahl von 200 sei im Betrieb des Antragstellers somit bei 
weitem überschritten. Das BRG. habe eine typisierte Freistellung 
eingeführt. Nach ( 16 Abs. 4 brauche der Betriebsrat bei Antrag- 
stellung außer der Belegschaftszahl keine weiteren Voraussetzungen, 
wie z. B. Angemessenheit der Freistellung, zu beachten. Nach über- 
schreiten der im Gesetz festgelegten Arbeitnehmerzahlen stehe es 
im freien Ermessen des Betriebsrates, ob er den Antrag stelle oder 
nicht. Die Typisierung würde ihren Zweck verfehlen, wenn der Dienst- 
geber im Einzelfall einwenden könnte, für diese bestimmte Tätigkeit 
sei die Freistellung nicht vorgesehen. Durch die Typisierung sollten 
Streitigkeiten über Erforderlichkeitsfragen gerade vermieden werden. 

2. Gegen die Entscheidung des Einigungsamtes erhob der 
Beschwerdeführer eine auf Art. 144 B-VG. gestützte Beschwerde an 
den Verfassungsgerichtshof, in der er die Verletzung des ver- 
fassungsgesetzlich gewährleisteten Rechtes auf Gleichheit vor dem 
Gesetz geltend machte und die Aufhebung des ) 16 Abs. 4 BRG. sowie 
der auf Grund dieser Bestimmung ergangenen Entscheidung des 
Einigungsamtes beantragte. 

Der Beschwerdeführer sieht die Gleichheitsverletzung in dem 
Umstand, daß g 16 Abs, 4 BRG. verfassungswidrig sei. . . 

In der mündlichen Verhandlung hat der Beschwerdeführer auch 
geltend gemacht, g 16 Abs. 4 BRG. verstoße gegen das verfassungs- 
gesetzlich gewährleistete Recht auf Unverletzlichkeit des Eigentums, 
weil durch diese Bestimmung der Betriebsinhaber gezwungen werde, 
auch dann, wenn ein Bedarf für die Freistellung von Betriebsrats- 
mitgliedern nicht gegeben sei, die Bezüge solcher Dienstnehmer, 
die keine Arbeit leisten, fortzubezahlen. 

il. Der Verfassungsgerichtshof hat erwogen: 
1. Gemäß ) 27 Abs. 3 des Kollektivvertragsgesetzes, BGBI. 

Nr. 76/1947, in der Fassung der EGVG. -Novelle, BGBl. Nr. 92/1959, 
ist gegen die Entscheidungen der Einigungsämter eine Beru'::ung nicht 
zulässig. Die Anrufung des Verfassungsgerichtshofes gegen eine 
solche Entscheidung ist daher zulässig, 



158 Nr. 6401. Erk. v. 8. März 1931, B 114/30 

2. Der Beschwerdeführer begründet seine Behauptung, er sei durch 
den angefochtenen Bescheid in einem verfassungsgesetzlich ge vähr- 

lersteten Recht verletzt worden, allein mit Verfassungswidrigkeit des 

g 16 Abs. 4 des Betriebsrätegesetzes — BRG. , BGBI. Nr. 93/1943. 
a) Der vom Beschwerdeführer gestellte förmliche Antrag auf Auf- 

hebung des g 16 Abs. 4 BRG. war mangels Legitimation zur Stellung 
eines solchen Antrages zurückzuweisen (vgl. Slg. Nr. 5190/1966, 6160/ 
1930). 

b) Der Verfassungsgerichtshof hatte jedoch das Vorbringen des 
Beschwerdeführers zunächst dahin zu überprüfen, ob die Behauptung, 
daß $ 16 Abs. 4 BRG, gegen den Gleichheitssatz verstoße, Bedenken 
des Gerichtshofes in der gleichen Richtung hervorzurufen geeignet ist. 
Träfe nämlich die Behauptung zu, dann wäre im Sinne der ständigen 
Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes durch den angefoch- 
tenen Bescheid das verfassungsgesetzlich gewährleistete Recht auf 
Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Gesetz verletzt worden (vgl. 
Erk. Slg. Nr. 3401/1958, 5225/1966, 5889/1969), 

g 16 Abs. 4 BRG. lautet: 
„(4) Auf Antrag des Betriebsrates sind in Betrieben mit mehr als 

200 Dienstnehmern ein, in Betrieben mit mehr als 1000 Dienstnehmern 
zwei und in Betrieben mit mehr als 5000 Dienstnehmern drei Mit- 
glieder des Betriebsrates von ihrer Arbeitsleistung, zu der sie auf 
Grund des Dienstverhältnisses verpflichtet sind, unter Fortzahlung 
des Entgeltes freizustellen. " 

Diese Bestimmung wäre unter dem Gesichtspunkt des Gleichheits- 
satzes dann verfassungswidrig, wenn sie Differenzierungen enthielte, 
die nicht aus Verschiedenheiten im Tatsächlichen gerechtfertigt sind, 
die also unsachlich sind (vgl. Erk. Slg. Nr. 2956/1956, 4239/1962, 
4986/1965, 5319/1966, 5811/1968) . 

Die Bestimmung enthält eine Verpflichtung zur Freistellung von 
Mitgliedern des Betriebsrates in Betrieben, in denen eine bestimmte 
Dienstnehmerzahl überschritten wird. Es ist somit unterschieden 
zwischen Betrieben, in denen Mitglieder des Betriebsrates von ihrer 
Arbeitsleistung freizustellen sind und Betrieben, in denen eine solche 
Freistellung nicht vorzunehmen ist (in denen gemäß g 16 Abs. 3 den 
Mitgliedern des Betriebsrates die zur Erfüllung ihrer Obliegenheiten 
erforderliche Freizeit zu gewähren ist). 

Eine solche Differenzierung ist nicht unsachlich; da die Aufgaben 
und Befugnisse der Betriebsräte in einem beträchtlichen Umfang 
der Wahrnehmung der wirtschaftlichen, sozialen, gesundheitlichen 
und kulturellen Interessen der Dienstnehmer gelten (vgl. g) 3, 14 und 
25 BRG. ), ergibt sich mit zunehmender Zahl der Dienstnehmer eine 
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Steigerung der Obliegenheiten der Betriebsräte. In sachlich durchaus 
zutreffender Weise führen daher die Erläuternden Bemerkungen in 
der Regierungsvorlage zum Betriebsrätegesetz (320 der Beilagen zu 
den Stenographischen Protokollen des NR. V. GP. , S. 12) aus: „In 
größeren Betrieben werden sich die nach dem Gesetz den Betriebs- 
räten obliegenden Aufgaben und Befugnisse schon mit Rücksicht 
auf deren Erweiterung, wenn die Wahrnehmung der Interessen der 
Dienstnehmer keine Beeinträchtigungen erfahren soll, nur dann ent- 
sprechend durchführen lassen, wenn je nach der Größe des Betriebes 
ein oder mehrere Betriebsratsmitglieder sich ausschließlich ihrer 
Betriebsratstätigkeit widmen können. " 

Es ist auch nicht unsachlich, die Freistellung von Mitgliedern des 
Betriebsrates unabhängig von den besonderen Verhältnissen des 
einzelnen Betriebes allgemein an eine bestimmte Anzahl von Dienst- 
nehmern zu knüpfen. Insbesondere ist die im Beschwerdefall bedeut- 
same Grenzziehung bei Betrieben mit 200 Dienstnehmern (bis zu 
welcher Zahl eine Freistellung nicht vorgenommen wird) nicht unsach- 
lich. Der Grundgedanke einer solchen Regelung liegt in einer ver- 
fassungsrechtlich durchaus zulässigen Durchschnittsbetrachtung, wenn 
damit auch in Kauf genommen werden muß, daß eine derartige Grenz- 
ziehung in einzelnen Fällen nicht genau die Betriebsgröße markiert, 
bei deren Uberschreiten eine Freistellung erforderlich ist. Eine solche 
Durchschnittsbetrachtung widerspricht nicht allgemeinen Lebens- 
erfahrungen; auch wenn sich dabei Härtefälle ergeben können und 
das Ergebnis nicht in allen Fällen als befriedigend empfunden wird, 
macht dies das Gesetz noch nicht bedenklich in bezug auf das Gleich- 
heitsgebot (vgl. Erk. Slg. Nr. 4136/1962, 4930/1965, 5098/1965, 5958/ 
1969, 6260/1930). 

Ob die getroffene Regelung in ihren Grundgedanken und in ihrer 
konkreten Gestaltung zweckmäßig ist, kann — da ein Exzeß nicht 
vorliegt — nicht in dem Maße des Gleichheitssatzes gemessen 
werden, sondern ist eine Frage der Rechtspolitik (vgl. Erk. Slg. 
Nr. 5692/1968, 5862/1968, 6030/1969, 6152/1970). 

Ist die für die Freistellung von Mitgliedern des Betriebsrates 
maßgebliche Grenzziehung an sich nicht unsachlich, dann enthält auch 
die weitere Vorschrift, daß die Freistellung an einen Antrag des 
Betriebsrates gebunden ist, keine unsachliche Differenzierung. Besteht 
nämlich in Betrieben einer vom Gesetz bestimmten Größe die Ver- 
pflichtung des Betriebsinhabers zur Freistellung von Mitgliedern des 
Betriebsrates und ist diese Verpflichtung sachlich gerechtfertigt, dann 
ist es ohne Einfluß auf die Sachlichkeit der Regelung, ob die Ver- 
pflichtung unmittelbar ex lege eintritt oder erst durch einen Antrag 
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des Betriebsrates ausgelöst wird. Ein solcher Antrag hat gesetzes- 
systematisch mit einer Bedarfsprüfung nichts zu tun; bei der Kon- 
struktion des Gesetzes kann nämlich die Frage nach einem von der 
Betriebsgröße losgelösten Bedarf nicht entstehen. 

Die Ausführungen des Beschwerdeführers zur Frage der Bedarfs- 
prüfung, insbesondere, daß diese in gleichheitswidriger Weise nur 
dem Betriebsrat, nicht aber dem Betriebsinhaber eingeräumt ist, sind 
daher nicht zielführend. 

Der vom Beschwerdeführer für die behauptete Verfassungs- 
widrigkeit des angefochtenen Bescheides angeführte Grund, daß 
nämlich $ 16 Abs. 4 BRG. wegen Verstoßes gegen den Gleichheits- 
satz verfassungswidrig sei, ist somit nicht gegeben. 

Der Verfassungsgerichtshof hatte auch auf das Vorbringen des 
Beschwerdeführers in der mündlichen Verhandlung einzugehen, daß 

16 Abs. 4 BRG. gegen das verfassungsgesetzlich gewährleistete 
Recht auf Unverletzlichkeit des Eigentums verstoße. Ein solcher 
Verstoß wäre gegeben, wenn diese Bestimmung in ihrer Wirkung 
einer Aufhebung des Grundrechtes gleichkäme (vgl. Erk. Slg. 
Nr. 3929/1961, 6316/1970). Es bedarf keiner weiteren Begründung, 
daß die Bestimmung eine derartige Wirkung nicht hat. 

Es ist somit auch der zweite vom Beschwerdeführer für die 
behauptete Verfassungswidrigkeit des g 16 Abs. 4 BRG. angeführte 
Grund nicht gegeben. 

3. Eine Verfassungswidrigkeit der genannten Gesetzesstelle und 
des angefochtenen Bescheides aus einem anderen Grunde ist im Ver- 
fahren nicht hervorgekommen. 

Die Beschwerde war daher als unbegründet abzuweisen. 
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Der Beschwerdeführer ist durch die am 16. Juli 1930 von einem Organ 
der Bundespolizeidirektion Wien vorgenommene Abnahme der Kennzeichen- 
tafeln, des Zulassungsscheines und der Steuerkarte für den PKW W . . . 
in seinem verfassungsgesetzlich gewährleisteten Eigentumsrecht verletzt 
worden. 

Die in der Amtshandlung liegende Verfügung wird als verfassungs- 
widrig aufgehoben. 


